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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über die einheitliche 
Ausbildung der Steuerbeamten (Steuerbe- 
amtenausbildungsgesetz — StBAG) 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung 
des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 1. Juli 1960 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. Im übrigen erhebt er gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz 
seiner Zustimmung bedarf. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu den Änderungsvor- 
schlägen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die einheitliche Ausbildung der Steuerbeamten 
(Steuerbeamtenausbildungsgesetz — StBAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Allgemeines 

(1) Für den Dienst in der Steuerverwaltung der 
Länder werden nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes ausgebildet 

1. die Anwärter in der Laufbahn des ein- 
fachen, des mittleren und des gehobenen 
Dienstes, 

2. die Beamten des höheren Dienstes, die als 
Laufbahnbewerber eingestellt worden sind 
und ihre Probezeit ableisten, 

3. die Beamten, die zum Aufstieg in die 
Laufbahn des mittleren oder des gehobe- 
nen Dienstes zugelassen worden sind. 

(2) Das Praktikum, das Bewerber für die Lauf- 
bahn des gehobenen Dienstes abzuleisten haben, 
richtet sich nach der Vorschrift des § 4. 

§ 2 

Einfacher Dienst 

Der Vorbereitungsdienst für den einfachen Dienst 
dauert sechs Monate; in dieser Zeit werden die 
Anwärter praktisch ausgebildet. 

§ 3 

Mittlerer Dienst 

(1) Zum Vorbereitungsdienst für den mittleren 
Dienst kann nur zugelassen werden, wer das sech- 
zehnte Lebensjahr vollendet hat. 

(2) Die Ausbildung für den mittleren Dienst 
dauert 

1. achtzehn Monate, wenn der Anwärter eine 
Mittelschule erfolgreich besucht hat oder 
einen entsprechenden Bildungsstand be- 
sitzt, 

2. zwei Jahre, wenn der Anwärter eine 
Volksschule erfolgreich besucht hat oder 
einen entsprechenden Bildungsstand be- 
sitzt. 

(3) Von der Ausbildungszeit entfallen drei Mo- 
nate auf einen Abschlußlehrgang. Nach erfolgreicher 
Ausbildung ist die Laufbahnprüfung abzulegen. Wer 
die Laufbahnprüfung nicht besteht, kann sie einmal, 
und zwar bei der nächsten Prüfung, jedoch nicht vor 
Ablauf von sechs Monaten seit der erfolglosen Prü- 
fung, wiederholen. 

/ 
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§ 4 

Gehobener Dienst 

(1) Die Ausbildung für den gehobenen Dienst be- 
steht aus einem dreijährigen Vorbereitungsdienst, 
dem ein Praktikum (Absatz 3) von höchstens drei 
Jahren vorangeht. Bewerber mit Reifezeugnis 
(Abitur) oder entsprechendem Bildungsstand sind 
von der Ableistung des Praktikums befreit. 

(2) Zum Vorbereitungsdienst kann nur zugelas- 
sen werden, wer das achtzehnte Lebensjahr voll- 
endet und das Praktikum erfolgreich abgeleistet hat 
oder hiervon befreit ist. Vom Vorbereitungsdienst 
entfallen zehn Monate auf Lehrgänge. Nach erfolg- 
reicher Ausbildung ist* die Laufbahnprüfung abzu- 
legen. § 3 Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Das Praktikum dauert 

1. grundsätzlich drei Jahre, 

2. bei Bewerbern mit einem im Anschluß an 
die Mittelschule erfolgreich abgeschlosse- 
nen Besuch einer öffentlichen oder staat- 
lich anerkannten höheren Handelsschule 

bei zweijährigem Lehrgang ein Jahr, 
bei einjährigem Lehrgang zwei Jahre. 

Auf das Praktikum kann die Zeit einer für die Aus- 
bildung förderlichen beruflichen Tätigkeit bis zu 
I höchstens zwei Jahren angerechnet werden. Die 
oberste Dienstbehörde kann in besonderen Fällen 
bei einer mindestens dreijährigen Dienstzeit im 
öffentlichen Dienst eine weitere Anrechnung zulas- 
sen. Vom Praktikum entfallen sechs Monate auf 
Lehrgänge. 

§ 5 

Höherer Dienst 

Die Laufbahnbewerber des höheren Dienstes wer- 
den achtzehn Monate ausgebildet; davon entfallen 
drei Monate auf fachwissenschaftliche Lehrgänge an 
der Bundesfinanzakademie. 

§ 6 

Aufstieg in höhere Laufbahngruppen 

(1) Beamte des einfachen Dienstes, die zur Lauf- 
bahn des mittleren Dienstes, und Beamte des mittle- 
ren Dienstes, die zur Laufbahn des gehobenen 
Dienstes zugelassen werden, werden während einer 
Einführungszeit nach den Absätzen 2 und 3 aus- 
gebildet. 

(2) Die zur Laufbahn des mittleren Dienstes zu- 
gelassenen Beamten werden zwei Jahre ausgebildet; 
davon entfallen drei Monate auf einen Abschluß- 
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lehrgang. Die Ausbildungszeit kann insoweit, höch- 
stens jedoch um ein Jahr, gekürzt werden, als die 
Beamten während ihrer bisherigen Tätigkeit schon 
hinreichende Kenntnisse, wie sie für die neue Lauf- 
bahn gefordert werden, erworben haben. Nach er- 
folgreicher Ausbildung ist die Laufbahnprüfung ab- 
zulegen; § 3 Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

(3) Die zur Laufbahn des gehobenen Dienstes zu- 
gelassenen Beamten werden drei Jahre ausgebildet; 
davon entfallen sieben Monate auf einen Abschluß- 
lehrgang: Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Am 
Ende der Ausbildung ist die Laufbahnprüfung ab- 
zulegen; § 3 Abs. 3 Satz 3 gilt entsprechend. 

§ 7 

Bundesfinanzakademie 

Der Bund unterhält zur Durchführung der für 
Laufbahnbewerber des höheren Dienstes vorgese- 
henen fachwissenschaftlichen Lehrgänge und zur 
Fortbildung der Beamten des höheren Dienstes der 
Steuerverwaltungen der Länder eine Bundesfinanz- 
akademie. 

§ 8 

Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 

Der Bundesminister der Finanzen erläßt mit Zu- 
stimmung des Bundesrates zur Gewährleistung der 
einheitlichen Ausbildung Ausbildungs- und Prü- 
fungsordnungen für die Laufbahnen der Steuer- 
beamten; darin sind auch Bestimmungen zu treffen 
über 

1. Verteilung des Vorbereitungsdienstes auf die 
praktische und theoretische Ausbildung, 


2. Gestaltung der praktischen Ausbildung und der 
dazugehörigen Unterweisungen, 

3. Gestaltung der in diesem Gesetz vorgesehenen 
Lehrgänge und Prüfungen, 

4. Maßnahmen zur gleichmäßigen Durchführung 
der Laufbahnprüfungen einschließlich der Ab- 
schlußprüfung der Praktikanten, 

5. die ausbildungsmäßige Gestaltung und den 
Abschluß des Praktikums. 

§ 9 

Anwendung des Gesetzes 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind erstmals 
auf diejenigen Bewerber anzuwenden, (Jie nach dem 

den Vorbereitungsdienst, 

das Praktikum oder die Einführungszeit beginnen. 

§ 10 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im Land 
Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 11 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Begründung 


Inhaltsübersicht 

A. Allgemeiner Teil 

1. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

2. Die geschichtliche Entwicklung der Ausbil- 
dung der Steuerbeamten seit der Errichtung 
der Reichsfinanzverwaltung im Jahre 1919 

3. Aufgaben und Tätigkeitsmerkmale der Steuer- 
verwaltung 

4. Inhalt und Grundsätze der Ausbildungs- 
gesetzgebung 

B. Die einzelnen Bestimmungen 

A. Allgemeiner Teil 

1. Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes 

Nach den Bestimmungen des Grundgesetzes wer- 
den die „übrigen Steuern", das sind die der konkur- 
rierenden Gesetzgebung unterworfenen Verkehr- 
steuern (ohne Umsatzsteuer und Beförderungsteuer), 
die Steuern vom Einkommen, vom Vermögen, von 
Erbschaften und Schenkungen sowie die Realsteuern, 
durch die Finanzverwaltungsbehörden der Länder 
verwaltet. Diese verwalten ferner auftragsweise den 
vom Bund beanspruchten Teil der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer und die Lastenausgleichsab- 
gaben ^); schließlich werden die Finanzämter als 
Hilfsstellen der Oberfinanzdirektionen bei der Ver- 
waltung der Umsatzsteuer und der Beförderung- i 
Steuer tätigt). Somit liegt die Verwaltung sämtlicher ’ 
Besitz- und Verkehrsteuern mit einem Aufkommen 
von 37,6 Mrd. DM das sind rd. 80 v. H. sämtlicher 
Steuereinnahmen von Bund und Ländern — bei der 
Umsatzsteuer und Beförderungsteuer mit der er- 
wähnten Einschränkung — bei den Finanzverwal- 
tungen der Länder. 

Da die Bundesrepublik ein einheitliches Wirtschafts- 
gebiet ist, müssen die Steuern, damit empfindlichste 
Störungen verschiedener Art vermieden werden, im 
gesamten Bundesgebiet nach einheitlichen Grund- 
sätzen gleichmäßig erhoben werden. Es war daher 
nur folgerichtig, daß das Grundgesetz die Gesetz- 
gebungszuständigkeit für die oben bezeichneten 
Steuern — auch für das Verfahren — und die 
Befugnis zum Erlaß gemeinsamer Verwaltungsvor- 
schriften dem Bund übertragen hat. Indessen 
bringt die entgegen dem Vorschlag des Parlamen- 
tarischen Rats auf Einwirken der Alliierten vor- 
genommene Übertragung der Verwaltung der wich- 


tigsten Besitz- und Verkehrsteuern auf die Länder®) 
trotzdem die Gefahr mit sich, daß die notwendige, 
gegenwärtig im wesentlichen noch gewahrte Ein- 
heitlichkeit der Steuererhebung allmählich in dem 
Maße verlorengeht, wie der aus der früheren Reichs- 
finanzverwaltung stammende Teil der Steuerbeam- 
tenschaft ausscheidet. Durch Gemeinsamkeit der 
Gesetzesbestimmungen und der Verwaltungsanord- 
nungen allein ist die Gleichmäßigkeit der Steuer- 
erhebung auf die Dauer nicht zu gewährleisten. 
Vielmehr muß der Beamtenkörper der Finanzver- 
waltung — ungeachtet seiner Zugehörigkeit zu ver- 
schiedenen Dienstherren — in fachlicher Beziehung 
ein einheitliches Ganzes bilden. Damit der Leistungs- 
stand der Steuerbeamtenschaft in allen Ländern auf 
die Dauer gleich hoch bleibt, müssen die Beamten 
, der Steuerverwaltung in den Ländern nach den 
i gleichen Grundsätzen ausgebildet sein. Darum ist 
dem Bund für die einheitliche Ausbildung der Steuer- 
beamten durch das Grundgesetz eine Gesetzgebungs- 
befugnis verliehen worden, die über die übrige Be- 
fugnis des Bundes zur Rahmengesetzgebung für die 
Regelung des öffentlichen Dienstes ^) hinausgeht. 
Wenn der Bund in Übereinstimmung mit dem ein- 
stimmigen Beschluß der Finanzministerkonferenz 
vom 2. Juli 1959 von seiner Gesetzgebungsbefugnis 
Gebrauch macht, so verkennt er damit nicht die 
Leistungen der Länder in den Jahren seit 1945 auf 
dem Gebiete der Ausbildung ihrer Steuerbeamten. 

I Die Grundsätze der Ausbildung haben sich trotz ge- 
wisser Fühlungnahmen zwischen den Ländern in 
dieser verhältnismäßig kurzen Zeit aber bereits 
stark auseinander entwickelt. Durch das Steuer- 
beamtenausbildungsgesetz (StBAG) soll diese Ent- 
wicklung in dem erforderlichen Maße möglichst wie- 
der beseitigt, darüber hinaus soll Vorsorge getrof- 
fen werden, daß die Steuerbeamten — unbeschadet 
ihrer Zugehörigkeit zu verschiedenen Länderver- 
waltungen — im Gesamtbild ihrer Persönlichkeit 
wie nach dem Inhalt und der Güte ihrer Aus- und 
Fortbildung überall die gleiche, hohe Leistungs- 
fähigkeit besitzen. Diese Bundeseinheitlichkeit er- 
gibt sich aus der Sache; sie liegt im Interesse von 
Bund und Ländern und gefährdet nicht etwa die im 
Grundgesetz verankerte Übertragung der Besitz- 
und Verkehrsteuerverwaltung auf die Länder, son- 
dern schafft im Gegenteil eine Voraussetzung für 
das gedeihliche Fortbestehen dieses Zustandes. 

2. Die geschichtliche Entwicklung der Ausbildung 
der Steuerbeamten seit der Errichtung der Reichs- 
finanzverwaltung im Jahre 1919 


9 Artikel 108 Abs. 3 Satz 1 GG 

2) § 34 FVG, BGBl. 1950 S. 448 

3) § 9 Abs. 2 FVG, Erste DAFVG vom 23. November 1950, 
in MinBlFin S. 642 

h im Jahre 1959, MinBlFin 1960 S. 250 
"J Artikel 105 Abs. 2 GG 
ß) Artikel 108 Abs. 3 Salz 2 GG 
7) Artikel 108 Abs. 6 GG 


I Die aus sachlichen und aus psychologischen Gründen 
j sehr schwierigen Aufgaben der Finanzverwaltung 
I stellen an die Steuerbeamten hohe Anforderungen 
und bedingen eine sorgfältige Auswahl bei der Ein- 

®} Artikel 108 Abs. 3 GG 

j Artikel 75 GG, Beamtenrechtsrahmengesetz vom 

I l.Juli 1957, BGBl. I S. 667 
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Stellung sowie eine gründliche Ausbildung. Dies gilt | 
vor allem für die Beamten des höheren Dienstes I 
sowie für die Beamten des gehobenen Dienstes, die 
nach ihren Aufgaben wie nach ihrem zahlenmäßigen 
Anteil (etwa 50 v. H. der Steuerbeamtenschaft) 
gleichsam das Rückgrat der Finanzverwaltung bilden. 

Bereits bei der Errichtung der Reichsfinanzverwal- 
tung wurde in Erkenntnis der an ihre Beamten zu 
stellenden Anforderungen gesetzlich bestimmt 
'daß die Beamten dieser Verwaltung für ihren Beruf 
besonders vorgebildet sein sollen. Wenige Jahre 
danach wurden Bestimmungen für eine dreijährige 
praktische und theoretische Ausbildung der Beamten- 
anwärter des gehobenen mittleren (jetzt: gehobe- 
nen) Dienstes „entsprechend den an sie zu stellen- 
den Anforderungen, die ständig gewachsen sind“, 
erlassen ’^). Der Bewerber für den gehobenen Dienst 
(Steuersupernuraerar) mußte das Zeugnis der Reife 
für die oberste Klasse einer neunstufigen höheren 
Lehranstalt nachweisen ^“). Tatsächlich wurden in 
jener Zeit indessen fast ausschließlich Bewerber mit 
Reifezeugnis oder Abschlußzeugnis einer gleichzu- 
bewertenden höheren Lehranstalt eingestellt. Hier- 
von wurde vor dem zweiten Weltkrieg in einer Zeit 
eines vermeintlich besonders hohen Nachwuchs- ' 
bedarfs in der Weise abgewichen, daß auch Mittel- ' 
Schüler und Handelsschüler unter Verlängerung der ; 
Lehr- und Ausbildungszeit auf insgesamt 41 Monate i 
angenommen wurden; gleichzeitig wurde die Aus- I 
bildungszeit für Abiturienten auf zwei Jahre abge- 
kürzt. ; 

In der Nachkriegszeit sind die Aufgaben der Finanz- 
beamten noch schwieriger geworden. Nicht nur ist j 
das Steuerrecht weit komplizierter und änderungs- : 
empfindlicher als früher; mit dem Wandel vom | 
autoritären Staat zur demokratischen Staatsform I 
und mit der Zunahme der Steuerbelastung — eine j 
Erscheinung, die im Zeitalter der industriellen Mas- | 
sengesellschaft in allen vergleichbaren Staaten ein | 
Dauerzustand sein dürfte — sind die an die Persön- 
lichkeit der Steuerbeamten auch aus staatspolitischen 
Gründen zu stellenden Anforderungen weiter ge- 
stiegen. 

3. Aufgaben und Tätigkeitsmerkmale der Steuer- 
verwaltung 

Die Aufgabe der Steuerverwaltung, den öffent- 
lichen Kassen aus dem Sozialprodukt der Bundes- 
republik für die Zwecke der Allgemeinheit jährlich 
einen Betrag von z, Z. rund 38 Milliarden DM als ■ 
Steuern zuzuführen, bringt es mit sich, daß die | 
Tätigkeit der Steuerbeamten von außerordentlich 
großer finanzieller Tragweite ist. Infolge der Höhe j 
der Steuerbelastung haben sich die Steuern zu 
einem der bedeutendsten Kostenfaktoren im Wirt- , 
schaftsleben und die Finanzverwaltung zur stärksten : 
zivilen Eingriffsverwaltung überhaupt entwickelt, j 

10) § 9 AO vom 13. Dezember 1919, RGBl. S. 1993 (§ 21 | 
AO in der Fassung vom 22. Mai 1931, RGBl. I S. 161) ' 
1') vgl. RdF-Erlasse vom 1. September 1922 — III P j 
19477/11 p. 18980/1. B 23495 und vom 29. Dezember ! 
1922 — ITI P 30034, RFBl. 1923 S. 3 
12) RdF-Erlaß vom 9. Dezember 1924 — II A 24952/III A 
26004/1. B 24051, abgedruckt im Kautz, Handbuch der 
Reichszollverwaltung 1931, Band 1 S. 327, 336 


Dadurch ist die möglichst reibungslose und schonen- 
de Erhebung der Steuern für die Millionen großer 
und kleinerer Steuerzahler und damit für den ge- 
sunden Ablauf des Wirtschaftsgeschehens zu einer 
Lebensfrage geworden. Dementsprechend wird die 
große Verantwortung der Steuerbeamten besonders 
auch von den Vertretern der gewerblichen Wirt- 
schaft, die den Hauptanteil des Steueraufkommens 
zu tragen hat, gewürdigt ^^). 

Im einzelnen sind die besonderen Eigenarten der 
Aufgaben der Steuerbeamten im folgenden be- 
gründet: 

Die Aufgaben des Steuerbeamten sind, als Folge des 
Grundsatzes der Gesetzmäßigkeit der Besteuerung, 
im wesentlichen rechtsanwendender Art; sie liegen 
wegen der Anknüpfung der Besteuerung an die 
wirtschaftlichen Vorgänge und Erscheinungen im 
Bereich des gesamten Wirtschaftslebens. Daraus er- 
gibt sich zweierlei: 

Zum einen muß sich der Steuerbeamte — neben 
dem höheren Beamten auch der Beamte des gehobe- 
nen, in geringerem Umfang der des mittleren Dien- 
stes — die Kenntnis des überaus vielgestaltigen, 
materiellen und formellen Steuerrechts aneignen, 
das fast so umfangreich ist wie die Bestimmungen 
des gesamten Privatrechts, und dessen Schwierig- 
keitsgehalt, vor allem in den Auslegungsfragen ^‘^), 
mit an der Spitze der staatlichen Gesetzgebung 
steht ^•^). Zudem wandelt sich das Steuerrecht stän- 
dig, weil die Gesetze und die Rechtsprechung sich 
häufig ändern. Außer dem Steuerrecht muß der 
Steiierbeamte die einschlägigen Gebiete des bürger- 
lichen Rechts und des Handelsrechts kennen. 

Zum anderen bedingt der enge Zusammenhang der 
Tätigkeit der Steuerverwaltung mit der Wirtschaft, 
daß der Steuerbeamte auch auf den Gebieten der 
Betriebswirtschaftslehre (Buchführungstechnik, Bi- 
lanzwesen, Kalkulation, Kostenrechnung) sowie der 
Volks- und der öffentlichen Finanzwirtschaftslehre 
gründliche Kenntnisse besitzt. Die für die Einkom- 
menbesteuerung maßgebende Gewinnermittlung ^®) 
gründet sich bei den gewerblichen Unternehmen auf 
die Ergebnisse der ordnungsmäßigen Buchführung. 
Die Prüfung der gewerblichen Betriebe ist nicht ohne 
genaue Kenntnis des kaufmännischen Buchführungs- 
und Bilanzwesens möglich. Die Tätigkeit des Steuer- 
beamten bewegt sich somit im Bereich mehrerer 
Wissenschaftsgebiete ^^). Seine Gesprächspartner 

^‘3 Ausführungen des Leiters der Steuerabteilung des 
Deutschen Industrie- und Handelstages, Finanzpräsi- 
dent a. D. Dr. Gast, auf dem zweiten Steuerbeamten- 
tag in Mainz im April 1959; Anlage I 
vgl. die §§ 1, 2, 5, 6 StAnpG zu den Begriffen „Aus- 
legung", „Ermessen", „Scheingeschäft", „Mißbraudi 
von Formen und Gestaltungsmöglichkeiten des bürger- 
lichen Rechts" 

^5) Ausführungen des Finanzministers des Landes Nord- 
rhein-Westfalen, Dr. Sträter, am 8. Januar 1959 in der 
Landesfinanzschule Nordkirchen; Anlage II 
^®) § 4 des Einkommensteuergesetzes 
^^) Dieser Umstand wird z. B. an der Universität Köln, 
die einen ordentlichen Lehrstuhl ausschließlich für 
Steuerrecht besitzt, dadurch berücksichtigt, daß für 
die Fragen des Steuerrechts, der Finanzwissenschaft 
und der Betriebswissenschaft ein Gemeinschaftssemi- 
nar besteht. 
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sind in den größeren Steuerfällen neben den 
Direktoren und Inhabern der Unternehmen die 
grundsätzlich akademisch vorgebildeten Steuerbe- 
rater^^), Wirtschaftsprüfer sowie Rechtsanwälte und 
die Leiter der Steuerabteilungen der Unternehmen. 

Da dem meistens juristisch vorgebildeten höheren 
Steuerbeamten nur die leitenden Stellen Vorbehal- 
ten sind, die eigentliche Steuerveranlagung sowie 
die Betriebsprüfung dagegen im wesentlichen durch 
Beamte des gehobenen Dienstes vorgenommen wird, 
müssen diese Beamten die Hauptlast dieser Auf- 
gaben tragen. 

Gewöhnlich werden Verwaltungen mit ähnlich man- 
nigfachen und schwierigen Aufgaben in der Lage 
sein, diesem Umstand durch eine zweckmäßige Ar- 
beitseinteilung und Arbeitsteilung Rechnung zu tra- 
gen, z. B. indem sie Spezialisten heranbilden; es 
lassen sich so Arbeitsgebiete einrichten, die trotz 
ihrer besonderen Schwierigkeit auch den nicht 
akademisch vorgebildeten Beamten des geho- 
benen Dienstes übertragen werden können. Der 
Aufbau der deutschen Steuerverwaltung — 
der sich in den vier Jahrzehnten seit Errich- 
tung der Reichsfinanzverwaltung bestens be- 
währt hat — läßt etwas Derartiges für den 
weit überwiegenden Teil der Steuerbeamten 
nicht zu. Die Tätigkeit von 75 bis 80 v. H. der Steuer- 
beamten des gehobenen Dienstes ist dem Veran- 
lagungsdienst und dem Betriebsprüfungsdienst ge- 
widmet“®), zu dessen Wahrnehmung eine umfas- 
sende Kenntnis des Steuerrechts einschließlich der 
betriebswirtschaftlichen Fragen erforderlich ist“^). 
Besonders beim Betriebsprüfer kommt hinzu, daß er 
seine Tätigkeit in den Betrieben völlig auf sich 
gestellt ausüben und dabei sein gesamtes Fachwis- 
sen ständig beherrschen muß. 

Zusätzlich wird den Steuerbeamten die Durchfüh- 
rung ihrer Aufgaben durch gewisse Umstände er- 

1®) Diese haben infolge der mehrfachen Steuersenkungen 
in den letzten Jahren und des dadurch hervorgerufe- 
nen Wegfalls von Millionen kleinerer Steuerfälle und 
auch infolge der wirtschaftlichen Aufwärtsentwick- 
lung in den letzten Jahren verhältnismäßig ein ständig 
zunehmendes Gewicht erhalten. 

^*) Die Gegenstände der Steuerberaterprüfung ergeben 
sich aus § 15 des Entwurfs eines Gesetzes über die 
Rechtsverhältnisse der Steuerberater und Steuerbevoll- 
mächtigten (Steuerberatungsgesetz), BT-Drucksache 
128 vom 10. Januar 1958; Anlage III. 

“®) Die anderen 20 bis 25 v. H. der Beamten sind in 
spezielleren Tätigkeiten, z. B. in der Finanzkasse, im 
Vollstreckungswesen, in der Lohnsteuerstelle oder als 
Verwaltungsstellenleiter beschäftigt; hiervon werden 
die Geschäfte der Finanzkasse und des Verwaltungs- 
stellenleiters häufig aus dem mittleren Dienst stam- 
menden Aufstiegsbeamten übertragen. 

^^) Die Wertung, die die Kenntnisse der Beamten des 
gehobenen Dienstes der Steuerverwaltung durch die 
Wirtschaft erfahren, wird daran erkennbar, daß zahl- 
reiche Unternehmen im Laufe der letzten Jahre eine 
verhältnismäßig große Anzahl von Steuerbeamten in 
verantwortliche Stellen, insbesondere in den Steuer- 
abteilungen, mit Gehaltszusicherungen übernommen 1 
haben, die oft ein Mehrfaches der bisherigen Beamten- ‘ 
bezüge betragen. Die gleichzeitig zugesicherte Alters- 
fürsorge ermöglicht es den Beamten, auf ihre wohl- 
erworbenen Rechte zu verzichten. 


Schwert, die auf staatspolitischem und psycholo- 
gischem Gebiete liegen. Zum Teil aus der altherge- 
brachten Abneigung gegen die Steuern überhaupt, 
zum Teil aus der gegenwärtig veränderten Einstel- 
lung vieler Staatsbürger zur Allgemeinheit kommt 
ein Teil der Steuerpflichtigen ihren Steuerpflichten, 
zum Beispiel der Pflicht zur Mitwirkung bei der Er- 
mittlung des Steuertatbestandes, nur unvollkommen 
nach; manche verletzen sie aus Nachlässigkeit, an- 
dere sogar bewußt. Außerdem sind die Bürger gegen 
Maßnahmen zur Ermittlung der Steuertatbestände 
aus einem noch aus der Zeit der totalitären Staats- 
herrschaft stammenden Argwohn gegen eine ver- 
meintliche Bevormundung durch den Staat empfind- 
licher geworden. 

Da durch oberflächliche Steuerermittlung nicht nur 
die gleichmäßige Besteuerung, sondern auch das 
Steueraufkommen überhaupt gefährdet wird^^), 
müssen die Steuerbeamten ihre Ermittlungen trotz 
dieser Erschwernisse mit größter Gründlichkeit vor- 
nehmen. Dabei sind die Steuertatbestände so zu 
überprüfen, daß die aus rechtsstaatlichen Gründen 
notwendige, von der Finanzverwaltung angestrebte 
vertrauensvolle Zusammenarbeit mit den Steuer- 
pflichtigen nicht behindert wird. Dazu müssen 
die zuständigen Beamten, vor allem die Beam- 
ten des gehobenen Dienstes, neben der Sach- 
und Rechtskenntnis innere Überlegenheit, Reife, 
Selbstsicherheit und ausgeprägtes Taktgefühl besit- 
zen. Diese Fähigkeiten und Eigenschaften können 
sich nur in einer gründlichen, meistens auf einer 
guten höheren Schulbildung aufgebauten fachlichen 
Ausbildung entwickeln. 

4. Inhalt und Grundsätze der Ausbildungsgesetz- 
gebung 

Die gesetzliche Regelung muß in erster Linie die 
Dauer der Ausbildung, ihre Einteilung in praktische 
und theoretische Unterweisung sowie die Festlegung 
der notwendigen Prüfungen zum Inhalt haben. Dar- 
über hinaus müssen im Gesetz die Grundlagen für 
eine Ausbildungs- und Prüfungsordnung gelegt 
werden, in der die zahlreichen Einzelheiten — Aus- 
bildungsabschnitte, Lehrstoff, Durchführung der Prü- 
fungen — sowie die Koordinierung der einheit- 
lichen Ausbildung festgelegt werden. 

Wegen der schwierigen Aufgaben vor allem der 
Steuerbeamten des gehobenen Dienstes wäre es für 
die Steuerverwaltung am besten, die gleichmäßige 
Ausbildung der Steuerbeamten dadurch zu gewähr- 
leisten, daß schon an die Vorbildung der Bewerber 
die gleichen, der Schwierigkeit der Aufgaben ent- 
sprechenden Anforderungen gestellt werden. Es läge 
daher nahe, in das Ausbildungsgesetz* auch darüber 
Bestimmungen aufzunehmen. Damit wäre auch 
altersmäßig die beste Voraussetzung für einen nütz- 
lichen Beginn des Vorbereitungsdienstes gegeben. 


“’-) Durch einen Ausfall in Höhe von 1 v. H. gegenüber 
dem Steuersoll gehen der Allgemeinheit 380 Mil- 
lionen DM verloren, andererseits würde jede Über- 
hebung von Steuern gegen den Grundsatz der Gesetz- 
mäßigkeit der Besteuerung verstoßen. 
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Einer solchen Regelung steht indessen zum einen die 
Unterschiedlichkeit der tatsächlichen Verhältnisse in 
den Ländern entgegen; in einigen von ihnen würde 
die Zah] der Bewerber mit Abitur zur Deckung des 
Nachwuchsbedarfs nicht ausreichen. Hier würde eine 
solche gesetzliche Festlegung die Finanzverwaltung 
bei ihren Bemühungen um einen ausreichenden 
Nachwuchs bald in einen Engpaß führen. 

Zum anderen würde die gesetzliche Festlegung des 
Abiturs als Einstellungsvoraussetzung mit der u. a. 
im Beamtenrechtsrahmengesetz zum Ausdruck kom- 
menden allgemeinen beamten- und kulturpolitischen 
Tendenz, für den gehobenen Dienst die mittlere 
Reife als Mindestvoraussetzung anzuerkennen 
nicht im Einklang stehen. 

Der Entwurf des Steuerbeamtenausbildungsgesetzes 
berührt aus den genannten beiden Gründen mit Aus- 
nahme der Anordnung eines Mindestalters für den 
Eintritt in den Vorbereitungsdienst die Frage der 
Einstellungsvoraussetzungen überhaupt nicht. Es 
sohen hierfür die allgemeinen Bestimmungen des 
Bcamtenrechtsrahmengesetzes gelten, die den ein- 
zelnen Ländern die Möglichkeit offenlassen, die 
Anforderungen für die Einstellung ihrer Beamten- 
anwärter durch eine eigene Regelung oder im Wege 
der Verwaltungspraxis über die Mindestvorausset- 
zungen hinaus heraufzusetzen. 

Damit das Steuerbeamtenausbildungsgesetz trotz 
dieser den Ländern für die Auswahl ihrer Beamten- 
anwärter gelassenen Freiheit seinen Zweck, einen 
gleichmäßig hohen Stand der Steuerbeamten auf die 
Dauer zu erhalten, erreichen kann, muß jedoch 
Vorsorge besonders nach den folgenden beiden 
Richtungen getroffen werden: 

a) Die Anwärter, vor allem diejenigen des gehobe- 
nen Dienstes, müssen hinsichtlich der Reife ihrer 
Persönlichkeit wie ihrer Allgemeinbildung auch 
bei verschiedener Vorbildung annähernd gleich 
sein. 

b) Es muß durch koordinierende Maßnahmen sicher- 
gestellt werden, daß die gleichmäßige Ausbil- 
dung auch in der Praxis tatsächlich erreicht wird. 

Zu a) 

Da die erfolgreiche Ableistung der Vorbereitungs- 
zeit für den gehobenen Dienst im großen und ganzen 
eine einem Abiturienten entsprechende Persönlich- 
keit voraussetzt, ist im Entwurf vorgesehen, daß den 
Bewerbern, die in die Steuerverwaltung ohne Abitur 

— daher gewöhnlich auch in einem früheren Alter 

— eintreten, Gelegenheit geboten wird, bis zum 
Beginn des eigentlichen Vorbereitungsdienstes ihre 
Allgemeinbildung zu vertiefen und auch ihre allge- 
meinen Persönlichkeitswerte zu steigern. Dazu soll 
ein grundsätzlich dreijähriges, in seiner Dauer je- 
doch elastisch gestaltetes Vorstadium — das so- 
genannte Praktikum — dienen. Ein derartiges 
Vorstadium ist unter verschiedenen Bezeichnun- 


23) § 13 Nr. 2 BRRG 
2^) §§ 3, 4 des Entwurfs 


gen bereits bei mehreren Länderverwaltun- 
gen eingeführt, in einigen Ländern auch inner- 
halb der Finanzverwaltung Es handelt sich 
beim Praktikum um ein Ausbildungsverhältnis 
besonderer Art, das dem Praktikanten die staats- 
bürgerlichen Fragen näherbringen, einen allgemei- 
nen Einblick in Aufgaben, Aufbau und Arbeitsweise 
der Finanzverwaltung vermitteln und vor allem^eine 
Weiterentwicklung seiner Persönlichkeit ermög- 
lichen soll, damit er nach Abschluß des Praktikums 
seine eigentliche Vorbereitungszeit im wesentlichen 
auf der gleichen Grundlage wie der Abiturient be- 
ginnen kann, über seine Übernahme als Finanz- 
anwärter soll erst mit dem Abschluß der Praktikanten- 
zeit endgültig entschieden werden. Der Lebensunter- 
halt des Praktikanten soll im wesentlichen durch 
eine Unterhaltsbeihilfe sichergestellt werden 

Zu b) 

Da der Entwurf des Steuerbeamtenausbildungsge- 
setzes die in den Grenzen des Beamtenrechtsrahmen- 
gesetzes zulässige Vielfältigkeit der landesrecht- 
lichen Bestimmungen über die Einstellungsvoraus- 
setzungen unberührt läßt, muß er der naheliegenden 
Gefahr begegnen, daß die möglichen Unterschiede 
in der schulmäßigen Vorbildung der Bewerber zu 
entsprechend unterschiedlichen Ausbildungsergeb- 
nissen führen. Darum wird der in § 8 des Entwurfs 
vorgesehenen einheitlichen Ausbildungs- und Prü- 
fungsordnung besondere Bedeutung zukommen. 
Darin werden nicht nur die Einzelheiten der prak- 
tischen und theoretischen Ausbildung und der Prü- 
fungen zu ordnen, sondern auch eine Grundlage 
dafür zu schaffen sein, daß für Bund und Länder die 
in Artikel 108 Abs. 3 Satz 2 GG vorgesehene ein- 
heitliche Ausbildung auch tatsächlich gewährleistet 
ist; dazu kann z. B. ein regelmäßiger Erfahrungsaus- 

-'h N i e d e r s a c h s en : „Verwaltungspraktikum", AusbPO, 
Runderlaß des Niedersächsischen Ministers des 
Innern vom 10. April 1959, 1—11/5— IV— 40/2; 

Niedersächsisches Ministerialblatt S. 326 
Nordrhein-Westfalen: „Verwaltungslehre" , 

Entwurf einer AusbPO (Stand 15. September 1959) 
Bremen: s. Fußnote 26 

Schleswig-Holstein: „Dienstanfänger", Be- 
amtengesetz vom 19. März 1956, GVBl. S. 19 
2'') Bayern: „ Verwallungslehre" (Finanzschüler), Lauf- 
bahn-VO vom 23. Juni 1952, Bayerisches Gesetz- und 
Verordnungblatt S. 199 

Bremen: „Dienstanfänger", Bremische Laufbahn- 
VO vom 6. Januar 1959, Gesetzblatt der Freien Hanse- 
stadt Bremen 1959 S. 1 

Hamburg: „Finanzlehrlinge'', seit 1957; Erlaß vom 
17. Februar 1959, 52 P — 3015 — 8 — 
Schleswig-Holstein: „Dienstanfänger", AusbO, 
Bekanntmachung des FinMin vom 22. Novem- 
ber 1955 Pers 131 — -689 — II J, Amtsblatt für Schles- 
wig-Holstein S. 443 

2^) Niedersachsen: s. Fußnote 25: § 8 Abs. 4 — 
Unterhaltsbeihilfe 

Nordrhein-Westfalen, s. Fußnote 25: § 21 
Abs. 1 — Unterhaltsbeihilfe 

Schleswig-Holstein, s. Fußnote 26: § 13 

Abs. 2 — Beihilfe in Höhe der Erziehungsbeihilfe für 
Verwaltungslehrlinge 
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tausch zwischen Bund und Ländern sowie gegensei- 
tige Anwesenheit und beratende Mitwirkung bei 
den Prüfungen dienen. 


B. Die einzelnen Bestimmungen 

Zu § 1 — Allgemeines 

Durch § 1 wird der Anwendungsbereich des Gesetzes 
Umrissen. Es soll für die Steuerverwaltung — d. i. 
die Verwaltung der Besitz- und Verkehrsteuern 
(§ 21 FVG) — der Länder gelten. Da die Bundes- 
finanzverwaltung für den Geschäftsbereich der Be- 
sitz- und Verkehrsteuern — abgesehen von den Um- 
satzsteuer- und Beförderungsteuergruppen bei den 
Oberfinanzdirektionen — nicht über einen eigenen 
Unterbau verfügt und die benötigten Beamten des 
gehobenen und des mittleren Dienstes nicht vom 
Bund ausgebildet werden, sondern aus den Länder- 
verwaltungen stammen, besteht für eine gesetzliche 
Regelung der Ausbildung dieses Beamtenkreises 
kein Bedürfnis. Für die Ausbildung der kleinen Zahl 
von Beamten des höheren Dienstes, die der Bund 
für die Verwaltung der Umsatz- und der Beförde- 
rungsteuer unmittelbar einstellt, werden die Bestim- 
mungen des Steuerbeamtenausbildungsgesetzes so- 
wie die dazu ergehenden Ausführungsbestimmun- 
gen zugrunde gelegt werden. 

Die Ausbildung nach den Bestimmungen des Steuer- 
beamtenausbildungsgesetzes soll sowohl beim Ein- 
tritt eines Laufbahnbewerbers in die Steuerverwal- 
tung (§§ 2 bis 5) wie auch beim Aufstieg eines 
Beamten vom einfachen zum mittleren sowie vom 
mittleren zum gehobenen Dienst erfolgen (§ 6). 
Das Steuerbeamtenausbildungsgesctz soll auch An- 
wendung finden, wenn Kräfte, die bisher als Ange- 
stellte in der Steuerverwaltung tätig gewesen sind, 
als Beamte übernommen werden sollen; die Vor- 
aussetzungen dafür — die sich in den Grenzen der 
Bestimmungen des Beamtenrechtsrahinengesetzes 
halten müssen — sowie die Art des Dienstverhält- 
nisses während der Ausbildungszeit werden durch 
das Steuerbeamtenausbildungsgesetz nicht geregelt. 
Dagegen ist die regelmäßige Ausbildung einschließ- 
lich der etwaigen Laufbahnprüfung auch dafür zwin- 
gend vorgesehen. 

Nach § 1 Abs. 2 und § 8 soll auch die Ausgestaltung 
des Praktikums geregelt werden (vgl. Abschnitt A 4. 
und zu § 4 Abs. 3, § 8). 

Für den Aufstieg in den höheren Dienst wird von 
einer bundeseinheitlichen Regelung abgesehen, da 
davon ausgegangen werden kann, daß sich der Auf- 
stieg hier nach den im allgemeinen mit § 32 Abs. 3 
der Bundeslaufbahnverordnung vom 31. Juli 1956 
(BGBL I S. 712) übereinstimmenden Landesbestim- 
mungen vollzieht. Eine Prüfung ist in diesen Fällen 
deshalb nicht erforderlich, weil es sich bei diesen 
Aufstiegsbeamten im allgemeinen um hochqualifi- 
zierte Beamte handelt, die ihre Laufbahn durch- 
laufen haben und die mit dem Aufstieg lediglich 
in die Stellen übernommen werden, deren Aufgaben 
sie ganz oder überwiegend bereits vorher wahrge- 
nommen haben. 


Zu § 2 — Einfacher Dienst 

Die Beamten des einfachen Dienstes werden im 
wesentlichen für eine Tätigkeit technischer Art 
(Amtsbote, Hausmeister usw.) verwandt. Ihr Vor- 
bereitungsdienst, der gleichzeitig der Erprobung die- 
nen soll, kann sich daher auf 6 Monate praktischer 
Ausbildung beschränken. Eine Laufbahnprüfung 
findet nicht statt. 

Zu § 3 — Mittlerer Dienst 

Nach § 13 Nr. 1 BRRG genügt für den Eintritt in den 
mittleren Dienst als Mindestvoraussetzung der er- 
folgreiche Besuch der Volksschule oder ein entspre- 
chender Bildungsstand. Da eine Ausbildung in der 
Finanzverwaltung vor Vollendung des 16. Lebens- 
jahres nicht sinnvoll erscheint, ist dieses Alter als 
Mindestalter für die Zulassung zum mittleren Dienst 
vorgeschrieben; dadurch wird gleichzeitig erreicht, 
daß die Anwärter mit mittlerer Reife gegenüber den 
etwa eingestellten Volksschülern nicht altersmäßig 
benachteiligt sind. 

Die Beamten des mittleren Dienstes werden außer 
mit Tätigkeiten mehr mechanischer Art als Listen- 
führer, Registratoren usw. auch als Mitarbeiter von 
Sachbearbeitern und mit ähnlichen Aufgaben, z. B. 
in der Lohnsteuerstelle, als Lohnstcuerprüfer, in der 
Buchhaltung, in der Kasse und im Vollstreckungs- 
; dienst betraut. Von ihrem Können und ihrer Gewis- 
senhaftigkeit hängt weitgehend der Erfolg der Tä- 
tigkeit der dem gehobenen Dienst angehörenden 
Sachbearbeiter ab. Ihre Ausbildung muß sich, wenn 
auch auf einer einfacheren Stufe, im wesentlichen 
mit den gleichen steuerrcchtlichen Gegenständen 
befassen wie die Ausbildung der Anwärter des ge- 
hobenen Dienstes. Für Anwärter, die nur die vorge- 
schriebene Mindestvorbildung besitzen, erscheint 
unter diesen Umständen eine zweijährige Ausbil- 
dungszeit erforderlich, während für Anwärter mit 
Mittelschulbildung eine eineinhalbjährige Ausbil- 
dung ausreicht. 

Zu § 4 — Gehobener Dienst 

Von einer bundeseinheitlichen Festlegung der Ein- 
stellungsvoraussetzungen wird, abgesehen von der 
Bestimmung über das Mindestalter (§ 4 Abs. 2 
Satz 1), aus den in Abschnitt A4 dargelegten Grün- 
den abgesehen. 

Je nach den jeweiligen tatsächlichen Verhältnissen 
und den Landesregelungen über die Einstellungs- 
bedingungen werden in einigen Ländern nur Abi- 
turienten oder Bewerber mit entsprechendem Bil- 
dungsstand (z, B. Abschlußzeugnis einer Wirt- 
schaftsoberschule), in anderen Ländern daneben 
auch andere Bewerber eingestellt. In diesem Falle 
bevorzugen die Länder im allgemeinen solche Be- 
werber, die eine dem Abitur möglichst nahekom- 
I mende Vorbildung, z. B. durch Besuch einer zwei- 
j jährigen höheren Handelsschule, erworben haben, 
j Andere Länder nehmen auch Bewerber auf, die 
I lediglich die Mindestvoraussetzungen nach § 13 
! Nr. 2 BRRG — mittlere Reife — erfüllen; dabei 
[ werden Bewerber bevorzugt, die eine einschlägige 
I Lehrzeit abgeleistet haben. Die sich daraus erge- 
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bende sehr unterschiedliche Vorbildung der Be- 
werber soll, wie bereits in Abschnitt A 4. ausge- 
führt ist, durch Vorschaltung eines grundsätzlich 
auf 3 Jahre bemessenen Praktikums für Bewerber, 
die kein Reifezeugnis besitzen, ausgeglichen wer- 
den, das ihnen ermöglichen soll, ihre Persönlichkeit 
zu dem für den Beginn des eigentlichen Vorberei- 
tungsdienstes notwendigen Bildungs- und Reife- 
stand zu entwickeln. 

Die Dauer des Praktikums ist elastisch geregelt, 
damit auf diese Weise den zahlreichen zwischen der 
mittleren Reife und dem Abitur möglichen Bil- 
dungsstufen Rechnung getragen werden kann. 

Von einer Regelung der Frage, wie die Eignung 
der Bewerber festgestellt werden soll, ob im Wege 
einer Vorstellung anhand der Unterlagen oder im 
Wege einer Eignungsprüfung, wird abgesehen. Es 
liegt im eigenen Interesse der Länder, zu vermei- 
den, daß Bewerber eingestellt werden, bei denen 
nicht hinreichend wahrscheinlich ist, daß sie das 
Ausbildungsziel erreichen. Bei Bewerbern mit 
Reifezeugnis ist im allgemeinen anzunehmen, daß 
die damit erreichte Hochschulreife einen erfolgrei- 
chen Abschluß der Ausbildung gewährleisten 
wird; die übrige Eignung wird sich bei ihnen im 
Wege der üblichen persönlichen Vorstellung un- 
schwer feststellen lassen. Bei anderen Bewerbern 
ist im übrigen der erfolgreiche Abschluß des Prak- 
tikums vor der Einstellung als Anwärter festzu- 
stellen (vgl. § 8 Nr. 5), um zu verhindern, daß un- 
geeignete Bewerber zum Vorbereitungsdienst zuge- 
lassen werden. Eine solche Feststellung ist auch in 
den Fällen erforderlich, in denen das Praktikum 
infolge Anrechnung einer förderlichen beruflichen 
Tätigkeit oder einer Öffentlichen Dienstzeit (§ 4 
Abs. 3 Sätze 2 und 3) als abgeleistet gilt. 

Zu § 5 — Höherer Dienst 

Auch für die Bewerber des höheren Dienstes wird 
von einer Festlegung der Einstellungsvorausset- 
zungen abgesehen. Es besteht unter den gegenwär- 
tigen Umständen Einhelligkeit darüber, daß der 
Nachwuchs für den höheren Dienst sich im wesent- 
lichen aus Bewerbern mit Befähigung zum Richter- 
amt oder zum höheren Verwaltungsdienst zusam- 
mensetzen soll. 

Die Laufbahnbewerber des höheren Dienstes wer- 
den zunächst als Beamte auf Probe eingestellt. Es 
handelt sich bei der Probezeit nicht um einen Vor- 
bereitungsdienst, da dieser bereits vor Ablegung 
der 2. Staatsprüfung abgeleistet worden ist. 

Da das Steuerrecht und die betriebswirtschaftlichen 
Fragen während des juristischen Studiums und wäh- 
lend des Vorbereitungsdienstes für die 2. juristi- 
sche Staatsprüfung im allgemeinen verhältnismäßig 
wenig gepflegt werden, andererseits der junge Be- 
amte des höheren Dienstes seiner Aufgabe, viel- 
seitige leitende Stellen in der Finanzverwaltung 
wahrzunehmen, möglichst bald gerecht werden 
soll, liegt es im Interesse der Finanzverwaltung wie 
auch des Beamten, daß seine steuerrechtliche und 
betriebswirtschaftliche Ausbildung durch die 
Finanzverwaltung möglichst gefördert wird. Bereits 
seit Jahrzehnten hat die Finanzverwaltung daher 


das unentbehrliche Eigenstudium ihrer Assessoren 
durch praktische Beschäftigung und durch Lehr- 
gänge wesentlich unterstützt und gute Erfolge hier- 
mit erzielt. 

Nachdem die Ausbildungszeit der Assessoren seit 
langem im allgemeinen etwa 1 Jahr betragen hatte, 
haben die meisten Länder im Laufe der letzten 
Jahre die Ausbildungszeit verlängert, besonders 
um auch der Ausbildung im Buchführungs-, Bilanz- 
iind Betriebsprüfungswesen noch größere Aufmerk- 
samkeit zuwenden zu können. Unter diesen Um- 
ständen erscheint die allgemeine Einführung einer 
Ausbildung von 18 Monaten geboten. Davon sollen 
insgesamt 3 Monate einer lehrgangsmäßigen Aus- 
bildung an der Bundesfinanzakademie, die übrige 
Zeit der praktischen Ausbildung gewidmet sein. 
Die Assessoren der Länderfinanzverwaltungen wer- 
den auf Grund einer übereinkunit zwischen dem 
Bundesfinanzministerium und den Länderfinanzver- 
waltungen schon bisher in drei Lehrgängen zu je 
3 Wochen an der Bundesfinanzakademie in Sieg- 
burg (§ 7) theoretisch ausgebildet. 

Eine zentrale Durchführung dieser Lehrgänge er- 
scheint wegen der verhältnismäßig geringen Zahl 
der jährlich von den Ländern und vom Bund einzu- 
stellenden Finanzassessoren (durchschnittlich insge- 
samt 90 bis 100) sowie des akademischen Charak- 
ters der Lehrgänge empfehlenswert. Ihre bisherige 
Veranstaltung durch den Bund hat sich auch nach 
den Äußerungen der Finanzministerien (Finanzbe- 
hörden) der Länder bewährt. Das Bundesfinanzmini- 
sterium handelt bei ihrer Planung und Durchfüh- 
rung in engem Einvernehmen mit den Ländern. 
Auch ist der Unterricht — besonders über Buchfüh- 
riings- und Bilanzwesen — zu einem beträchtlichen 
Teil durch Beamte der Länder erteilt worden. 

Der Entwurf sieht unter diesen Umständen vor, 
daß die lehrgangsmäßige Ausbildung der Assesso- 
ren auch weiterhin an der Bundesfinanzakademie 
stattiindet. Die Lehrgänge, die im Laufe der Jahre 
auf Grund der Erfahrungen entwickelt worden sind, 
sollen vor allem im betriebswirtschaftlichen Teil 
ihres Lehrplans und durch Beschäftigung hauptamt- 
licher Lehrer in den Hauptunterrichtsgebieten wei- 
ter ausgestaltet werden, damit ein optimales Er- 
gebnis erreicht werden kann. Dabei soll die Füh- 
lungnahme zwischen Bund und Ländern im Zuge 
der beabsichtigten allgemeinen Koordinierung' der 
Ausbildung noch verstärkt werden. 

Im Interesse der notwendigen Erweiterung und 
Vertiefung des Lehrstoffs — wobei auch die Erfah- 
rungen der vorzüglichen Ausbildung der höheren 
Beamten der französischen und der englischen 
Finanzverwaltung berücksichtigt werden sollen — 
soll ihre Dauer auf insgesamt 3 Monate verlängert 
werden; hiervon sollen zwei Monate möglichst nah 
am Beginn, ein Monat soll am Schluß der Ausbil- 
dung liegen. 

Zu § 6 — Aufstieg in höhere Laufbahngruppen 

Ebenso wie für die Einstellung in die Laufbahnen 
soll auch für den Aufstieg in höhere Laulhahngrup- 
pen von einer einheitlichen Regelung der Voraus- 
setzungen abgesehen werden. Die Bestimmungen 
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der Länder hierzu haben sich im übrigen bisher ver- 
hältnismäßig wenig auseinander entwickelt. | 

Die Ausbildungszeiten für den Aufstieg sowohl zum ■ 
mittleren wie zum gehobenen Dienst sind der Aus- ; 
bildungsdauer für unmittelbare Laufbahnbewerber j 
angeglichen. Es ist jedoch anzunehmen, daß die zum ; 
Aufstieg zugelassenen Beamten vor ihrer Zulassung 
schon zum Zweck ihrer Erprobung mit Aufgaben 
der nächsthöheren Laufbahn betraut werden und 
auf diese Weise bereits hinreichend Kenntnisse, wie 
sie lür die neue Laufbahn gefordert werden, erwor- i 
ben haben. Für diesen Fall ist die Möglichkeit ge- | 
geben, die Einführungszeit der Aufstiegsbeamten j 
angemessen zu kürzen. 

Zum Aufstieg in den höheren Dienst vgl. letzten 
Absatz der Begründung zu § 1. 

Zu § 7 — Bundesfinanzakademie 

Die Durchführung der Fachlehrgänge für die An- I 
Wärter des mittleren und des gehobenen Dienstes 
und für die Aufstiegsbeamten dieser Laulbahnen 
liegt in den Händen der Länder. Im Vertrauen 
darauf, daß den Ländern die bestmögliche Ausbil- 
dung ihrer Beamten ein besonderes eigenes An- 
liegen ist und daß über die Ausbildungsergebnisse 
zwischen Bund und Ländern ein Erfahrungsaustausch 
stattfinden wird, sieht der Entwurf davon ab, über 
die organisatorische Seite der dafür erforderlichen 
Einrichtungen eine Regelung zu treffen. 

Die Bestimmung des § 7 soll für die Bundesfinanz- 
akademie, an der außer den Lehrgängen für den 
Beamtennachwuchs des höheren Dienstes (§ 5) im 
Einvernehmen mit den Ländern Fortbildungslehr- 
gänge für die Beamten des höheren Dienstes statt- 1 
finden, aus organisatorischen und haushaltsrecht- | 
liehen Gründen eine gesetzliche Grundlage bilden. 

Zu § 8 — Ausbildungs- und Prüfungsordnungen 

Um die in Artikel 108 Abs. 3 Satz 2 GG vorge- 
sehene einheitliche Ausbildung der Steuerbeamten 
zu gewärleisten, bedarf es über die wenigen grund- 
legenden Bestimmungen des Steuerbeamtenausbil- 


dungsgesetzes hinaus einer Regelung zahlreicher 
Einzelfragen. Diese soll in Ausbildungs- und Prü- 
fungsanordnungen erfolgen, die vom Bundesmini- 
ster der Finanzen auf Grund von Artikel 80 Abs. 1 
und 2 GG mit Zustimmung des Bundesrates erlassen 
werden. § 8 des Entwurfs enthält die Ermächtigung 
hierfür und bestimmt gleichzeitig deren Inhalt, 
Zweck und Ausmaß. 

Die Ziffern 1 bis 3 der Ermächtigung bilden die 
Grundlage für den üblichen Inhalt der Ausbildungs- 
und Prüfungsordnungen. 

Die Ermächtigung zu Ziffer 4 soll ermöglichen, eine 
Grundlage für eine sinnvolle und förderliche Zu- 
sammenarbeit von Bund und Ländern zum Zwecke 
der gleichmäßigen Durchführung der Prüfungen zu 
schaffen [vgl. Abschnitt A 4. b)]. Das das Gesetz den 
Ländern im Rahmen des Beamtenrechtsrahmenge- 
setzes für die Auswahl ihres Beamtennachwuchses 
und die Zulassung zum Aufstieg freie Hand läßt 
und auch für die organisatorische Ausgestaltung 
des Lehrgangsbetriebes von einer einheitlichen Re- 
gelung absieht, ist hierin eine bedeutsame Siche- 
rung für die Erhaltung eines einheitlich ausgebil- 
deten Beamtenkörpers der Steuerverwaltung zu 
erblicken. 

Hinsichtlich der Gestaltung des Praktikums (Ziffer 5) 
wird auf Abschnitt A 4. Buchstabe a hingewiesen. 
Danach soll das Praktikum weniger der fachlichen 
Förderung als einer allgemeinen Einführung in die 
Steuerverwaltung und insbesondere der Persönlich- 
keitsbildung dienen. 

Der Bund wird durch die Ausführung des Gesetzes 
— Ausbau der Lehrgänge für Finanzassessoren an 
der Bundesfinanzakademie und Koordinierung der 
Prüfungen — gewisse, insgesamt jedoch nicht erheb- 
liche Mehraufwendungen haben; die Belastung der 
Länder dürfte gleichfalls nur wenig — durch Ver- 
längerung des Abschlußlehrgangs für Finanzanwär- 
ter und Einführung eines Lehrgangs -für die Prakti- 
kanten- — ansteigen, da die Ausbildungseinrichtungen 
im wesentlichen bereits vorhanden sind; die Ge- 
meinden werden nicht berührt. 
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Anlage I 
(Fußnote 13) 


Ausführungen des Leiters der Steuerabteilung des Deutschen Industrie- 
und Handelstages, Finanzpräsident a. D. Dr. Gast, auf dem zweiten 
Steuerbeamtentag in Mainz im April 1959 (Auszug) 


Aus dieser Hypertrophie und dazu noch Kurzlebig- 
keit der Gesetzgebung, aus der Arbeitsüberlastung 
und aus anderen Faktoren ergibt sich aber eine 
bedenkliche Rechtsunsicherheit, deren Gefahr nur 
b:^gegnet werden kann, wenn die Steuerbeamten- 
sch.aft als solche über dasjenige fundierte Wissen 
und diejenige Kenntnis des Lebens und der Wirt- 
schaft verfügt, die Voraussetzungen sind, in Zeiten 
solcher Gesetzesnot wie heute den richtigen Weg 
zu finden, d. h. richtig zu veranlagen und die Steuern 
zu erheben. Hier darf ich den alten Wunsch der 
Wirtschaft wieder bringen, den Wunsch nach einem 
möglichst einheitlichen hohen Ausbildungsstand der 
Steuerbeamten, nicht nur fachlich, sondern auch 


seine Gesamtpersönlidikeit umfassend. Ich begrüße 
deshalb besonders den Entwurf des Steuerbeamten- 
ausbildungsgesetzes, das sich, wenn wir der Bun- 
desfinanzverwaltung näherkommen, unschwer auf 
die dann vorliegende Situation umarbeiten ließe. 
Ein vollausgebildeter und damit fachlich, aber auch 
als Mensch überlegener Steuerbeamter wird an sei- 
nem Platz dürchaus in der Lage sein können, aber 
auch müssen, mit dem Unternehmer — und hier ist 
es gleichgültig, ob es ein Einzelhändler oder Hand- 
werker oder Vertreter eines großen Betriebes ist — 
den dem Gesetz und der wirtschaftlichen Dynamik 
entsprechenden Weg zu finden. 


Anlage II 
(Fußnote 15) 

Ausführungen des Finanzministers des Landes Nordrhein-Westfalen, 

Dr. Artur Sträter, am 8, Januar 1959 in der Landesfinanzschule Nord- 


kirchen 

Die Steuergesetze sind heute schwieriger denn je. 
Die Kriegsfolgen und die Kompliziertheit der mo- 
dernen ökonomischen Verhältnisse sind die Haupt- 
gründe dafür. Nach seinem Umfang übertrifft das 
Steuerrecht die gesetzlichen Bestimmungen des ge- 
samten Privatrechts und nach seinem Schwierig- 
keitsgrad steht es an der Spitze aller staatlichen 
Gesetzgebung. Wer wüßte das besser als ich, im 
privaten Beruf einer der gequälten Rechtsanwälte, 
die nicht auf studiertem Wissen ausruhen dürfen, 
sondern fast täglich neue Gesetze studieren müssen. 
Von einem Finanzbeamten wird daher heute ein 
Übermaß an positiven Gesetzeskenntnissen ver- 
langt. Es muß darüber hinaus auch von ihm gefor- 
dert werden, daß er die Steuergesetze so auslegt 
und anwendet, daß sie den sozialen Erfordernissen 
und den wirtschaftlichen Gegebenheiten und Not- 
wendigkeiten eines komplizierten Industriestaates 
gerecht werden. Daneben tritt als weiteres Be- 
rufsmerkmal, daß der Finanzbeamte nicht Partei 
nehmen darf. Er ist vom Gesetzgeber nämlich nicht 
zum einseitigen Anwalt des Staates, sondern zu 
einem unparteiischen objektiven Mittler berufen, 
der in gleichem Maße auch die Belange des Steuer- 
pflichtigen gegenüber dem Fiskus zu vertreten hat. 
Der Steuerbeamte muß daher seiner Persönlichkeit 
nach so ausgesucht und vorgebildet sein, daß er die 
Funktion des wirklich über der Sache stehenden 
Richters ausüben kann. — Aus dieser Erkenntnis 
der Aufgabenstellung eines Finanzbeamten folgen 
aber zugleich auch Ziel und Zweck der Ausbildung. 
1. Es sind heranzubilden hochqualifizierte Fachbe- 
amte, die über umfangreiche und fundierte 
Kenntnisse auf allen Gebieten des Steuerrechts 


(Auszug) 

verfügen. Der bestqualifizierte Beamte ist für 
den Staat und den Steuerzahler auch der billigste. 
Es kann daher gerade in der Finanzverwaltung 
als einer Fachverwaltung hohen Grades nur das 
Gesetz der Qualität, nicht das der Quantität 
gelten. 

2. Es nutzt aber der Allgemeinheit der beste Steuer- 
fachmann nichts, wenn er die Gesetze nicht im 
Sinne und im Geiste der Verfassung anzuwenden 
gelernt hat. In Übereinstimmung mit dem Grund- 
gesetz muß daher der Steuerbeamte herange- 
bildet werden 

a) zu sozialem Verständnis für die wirtschaftlich 
Schwachen und für die steuerlich Unerfahre- 
nen, denen er Helfer und Berater sein muß; 

b) zu wirtschaftlichem Verständnis hinsichtlich 
der steuerlichen Auswirkungen auf den Be- 
trieb und ggf. auch die Existenz des Steuer- 
zahlers; 

c) zu einem Mittler zwischen den Belangen der 
Allgemeinheit und den Belangen des einzel- 
nen Steuerzahlers in streng rechtsstaatlichem 
Geiste und schließlich 

d) zu einem von wahrem Berufsethos erfüllten 
selbstlosen Diener der Allgemeinheit. 

Diesen hohen Berufsanforderungen können aber 
nur Persönlichkeiten gerecht werden, die auch 
über eine umfassende Allgemeinbildung ver- 
fügen. Neben bester schulischer Vorbildung wird 
daher auch der weiteren Ausbildung der Ge- 
samtpersönlichkeit des jungen Beamten entschei- 
dender Wert beigemessen. 
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Anlage III 
(Fußnote 19) 


Aus dem Entwurf eines Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der Steuer- 
berater und Steuerbevollmächtigten (Steuerberatungsgesetz) 

— Drucksache 128 vom 10. Januar 1958 — 


§ 15 

Prüfungsgebiete 

(1) Die Steuerberaterprüfung erstreckt sich auf 
folgende Gebiete: 

1. Abgabenrecht, insbesondere Reichsabga- 
benordnung, Einkommenste.uer, Körper- 
schaftsteuer, Vermögensteuer, Bewertungs- 
gesetz, Erbschaftsteuer, Umsatzsteuer, 
Grunderwerbsteuer, Verkehrsteuern, Ge- 
werbesteuer, Grundsteuer,’ Lastenaus- 
gleichsabgaben, Zollgesetz, Zolltarif, Ver- 
brauchsteuergesetze, Finanzmonopole; 

2. Finanzwissenschaft, Volkswirtschaftslehre, 
und zwar 

a) Grundzüge der Finanzwirtschaft, i 

b) allgemeine und besondere Steuerlehre, | 

c) Lehre von den Staatseinnahmen, 

d) Grundzüge der Volkswirtschaftslehre j 

■ und Volkswirtschaftspolitik; i 


3. Betriebswirtschaft, und zwar 

a) Buchführung und Bilanzwesen, ein- 
schließlich des Buchführungs- und Bi- 
lanzrechts, 

b) Grundzüge des Revisionswesens, 

c) Aufstellung und steuerliche Beurteilung 
von Bilanzen, 

d) Bewertungsfragen, 

e) Gründung und Finanzierung unter be- 

sonderer Berücksichtigung der steuer- 
lichen Auswirkungen; * 

4. sonstige Rechtsgebiete, und zwar 

a) Grundzüge des bürgerlichen Rechts, 
insbesondere des Rechts der Schuld- 
verhältnisse und des Sachenrechts, 

b) Grundzüge des Handels- und Gesell- 
schaftsrechts, 

c) Bilanzierungsvorschriften des Aktien- 
gesefzes; 

5. Berufsrecht. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1, Zu § 1 

Absatz 2 ist zu streichen. 

i 

Begründung | 

Absatz 2 kann hier gestrichen werden, da die | 
Vorschriften über das Praktikum in § 4 enthalten 
sind. 

2. Zu § 3 

§ 3 ist wie folgt zu fassen: 

u§ 3 

Mittlerer Dienst 

(1) Die Ausbildung für den mittleren Dienst 
besteht aus einem achtzehnmonatigen Vorberei- 
tungsdienst, dem ein Praktikum (Absatz 3) 
vorangeht. Bewerber, die eine Mittelschule er- 
folgreich besucht haben oder einen entsprechen- 
den Bildungsstand besitzen, sind von der 
Ableistung des Praktikums befreit. 

(2) Zum Vorbereitungsdienst kann nur zuge- 
lassen werden, wer das siebzehnte Lebensjahr 
vollendet und das Praktikum erfolgreich abge- 
leistet hat oder hiervon befreit ist. Vom Vorbe- 
reitungsdienst entfallen drei Monate auf einen 
Abschlußlehrgang. Nach erfolgreicher Ausbildung 
ist die Laufbahnprüfung abzulegen. Wer die 
Laufbahnprüfung nicht besteht, kann sie einmal, 
und zwar bei der nächsten Prüfung, jedoch nicht 
vor Ablauf von sechs Monaten seit der erfolg- 
losen Prüfung, wiederholen. 

(3) Das Praktikum dauert grundsätzlich ein 
Jahr. Bei Bewerbern, die eine für die Ausbildung 
förderliche Lehre erfolgreich abgeschlossen haben, 
kann auf die Ableistung des Praktikums ver- 
zichtet werden." 

Begründung 

Entsprechend der Regelung für den gehobenen 
Dienst erscheint es auch für den mittleren Dienst 
angebracht, bei Bewerbern mit nur Volksschul- 
bildung zum Ausgleich der ersparten Schulzeit, 
aber auch zwecks möglichst weitgehender Heran- 
führung an die Vorbildung der Mittelschulabsol- 
venten ein Praktikum vorzuschalten. Dabei er- 
scheint es im Hinblick auf die im Vergleich zum 
gehobenen Dienst geringeren Anforderungen an 
den mittleren Dienst vertretbar, sich mit einem 
Praktikum von nur einem Jahr zu begnügen. 
Haben Bewerber im Anschluß an den erfolg- 
reichen Abschluß der Volksschule eine förderliche 
Lehrzed (kaufmännische oder verwandte Lehre) 
erfolgreich beendet, dürfte es gerechtfertigt sein, 
in diesen Fällen auf ein Praktikum überhaupt zu 
verzichten. 


Das Mindestalter für die Einstellung ist auf das 
17. Lebensjahr festzusetzen, um zu verhindern, 
daß die Anwärter in zu jungen Jahren zu a. p. 
Beamten ernannt werden. 

3 Zu § 4 

a) In Absatz 1 Satz 1 sind die Worte „von höch- 
stens drei Jahren" zu streichen. 

Begründung 

Die Dauer des Praktikums ist in § 4 Abs. 3 im 
einzelnen geregelt, so daß sich ein Hinweis 
im Absatz 1 erübrigt. 

b) In Absatz 2 Satz 2 sind die Worte „zehn Mo- 
nate" durch die Worte „neun Monate" zu er- 
setzen. 

Begründung 

Da beim Vorbereitungsdienst die Laufbahn- 
prüfung nicht einbezogen werden soll, genü- 
gen neun Monate. 

c) In Absatz 2 ist vor dem letzten Satz der fol- 
gende Satz einzufügen; 

„Während des Vorbereitungsdienstes kann 
eine Zwischenprüfung stattfinden." 

Begründung 

Die Möglichkeit der Abhaltung einer Zwi- 
schenprüfung ist im Gesetz festzulegen. 

d) In Absatz 2 ist der letzte Satz wir folgt zu 
fassen: 

„§ 3 Abs. 2 letzter Satz gilt entsprechend." 

Begründung 

Folge der Neufassung des § 3. 

e) Absatz 3 ist wie folgt zu fassen; 

„(3) Das Praktikum dauert grundsätzlich 
zwei Jahre. Bei Bewerbern mit dem erfolg- 
reichen Besuch einer Mittelschule oder einem 
entsprechenden Bildungsstand kann die an- 
schließende Zeit eines erfolgreich abgeschlos- 
senen Besuchs einer öffentlichen oder staat- 
lich anerkannten Höheren Handelsschule oder 
einer für die Ausbildung förderlichen beruf- 
lichen Tätigkeit ganz oder teilweise angerech- 
net werden." 

Begründung 

Ein längeres als zweijähriges Praktikum für 
Bewerber mit nur mittlerer Reife ist sachlich 
nicht gerechtfertigt und begegnet beamten- 
politischen Bedenken. 
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In Absatz 3 sollten auch die Bewerber mit 
einem dem erfolgreichen Besuch einer Mittel- 
schule entsprechenden Bildungsstand erwähnt 
werden wie in § 18 Nr. 1 BBG und § 13 Nr. 2 
BRRG. 

4. Zu § 6 

a) In Absatz 2 Satz 2 sind die Eingangsworte wie 
folgt zu fassen: 

„Die Ausbildungszeit kann bis zu einem Jahr 
gekürzt werden, wenn die Beamten ..." 

Begründung 

Die Neufassung dient der Klarstellung. 

b) In Absatz 2 ist der letzte Halbsatz wie folgt 
zu fassen: 

„§ 3 Abs. 2 letzter Satz gilt entsprechend." 

Begründung 

Folge der Neufassung des § 3. 

c) In Absatz 3 Satz 1 sind die Worte „sieben 
Monate" durch die Worte „sechs Monate" zu 
ersetzen. 


Begründung 

Folge der Änderung in § 4 Abs. 2 Satz 2. 

d) In Absatz 3 ist der letzte Halbsatz wie folgt zu 
fassen: 

„§ 3 Abs. 2 letzter Satz gilt entsprechend." 

Begründung 

Folge der Neufassung des § 3. 

5. Zu § 8 

Ziffer 4 ist wie folgt zu fassen: 

„4. Maßnahmen zur gleichmäßigen Durchführung 
der Laufbahnprüfungen einschließlich der 
Zwischenprüfung und Feststellung der Eig- 
nung der Praktikanten zur Übernahme in 
den Vorbereitungsdienst," 

Begründung 

Es bestehen Bedenken gegen eine förmliche Ab- 
schlußprüfung nach Ableistung des Praktikums. 
Der vorgeschlagene Ausdruck „Feststellung der 
Eignung" schließt einerseits eine irgendwie ge- 
artete Prüfung nicht aus, ohne eine solche ande- 
rerseits zwingend vorzuschreiben. 
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Drucksache 2048 


Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen wie folgt Stellung: 

1. Zu 1. (§ 1) 

Der Bundesrat schlägt vor, den Absatz 2 des § 1, 

der lediglich besagt, daß sich das Praktikum nach 

den Vorschriften des § 4 richtet, als entbehrlich zu 

streichen. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

2 . Zu 2. (§ 3) 

a) Dem Vorschlag des Bundesrates, entsprechend 
der Regelung für den gehobenen Dienst auch 
für den mittleren Dienst ein Praktikum vor- 
zuschreiben, wenn ein Bewerber nur Volks- 
schulbildung nachweisen kann, 

wird zugestimmt. 

b) Dem Vorschlag des Bundesrates, zum Vorbe- 
reitungsdienst nur zuzulassen, wer das 17. Le- 
bensjahr vollendet und das Praktikum abge- 
leistet hat oder hiervon befreit ist, um zu ver- 
hindern, daß die Anwärter in zu jungen Jah- 
ren zu (a. p.) Beamten (z. A.) ernannt werden, 
kann nicht zugestimmt werden. 

Es ist zu befürchten, daß durch eine solche 
Heraufsetzung des Mindestalters junge Men- 
schen, die schon vor Vollendung des 17. Le- 
bensjahres die mittlere Reife erlangt haben, 
sich Berufen zuwenden, die eine derartige Ein- 
schränkung nicht kennen. Mehrere Länder 
legen indes größten Wert auf Bewerber für 
den mittleren Dienst mit mittlerer Reife und 
konnten bisher dank eines beachtlichen Ange- 
bots eine befriedigende Auswahl treffen. 

3. Zu 3. a) bis d) (§ 4 Abs. 1 und 2) 

Den Vorschlägen des Bundesrates, 

a) in § 4 Abs. 1 Satz 1 die Worte „von höchstens 
drei Jahren" zu streichen, da sie sich im Hin- 
blick auf den vorgeschlagenen § 4 Abs. 3 er- 
übrigen, 

b) in § 4 Abs, 2 Satz 2 die Worte „zehn Monate" 
durch die Worte „neun Monate" zu ersetzen, 
da die Zeit der Laufbahnprüfung nicht in die 
Vorbereitungszeit einbezogen werde, 

c) in § 4 Abs. 2 den Satz einzufügen „Während 
des Vorbereitungsdienstes kann eine Zwi- 
schenprüfung stattfinden.", 

d) in § 4 Abs. 2 den letzten Satz der vorgeschla- 
genen Neufassung von § 3 anzupassen, 

wird zugestimmt. 


I 4. Zu 3. e) (§ 4 Abs. 3) 

1 a) Dem Vorschlag des Bundesrates, das Prakti- 
kum für den gehobenen Dienst grundsätzlich 
auf zwei Jahre zu bemessen, weil ein längeres 
als zweijähriges Praktikum für Bewerber mit 
nur mittlerer Reife sachlich nicht gerechtfer- 
tigt sei und beamtenpolitischen Bedenken 
begegne, 

kann nicht zugestimmt werden. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die grundsätzlich dreijährige Dauer des Prak- 
tikums angesichts der Erkenntnis, daß die er- 
folgreiche Ableistung der Vorbereitungszeit 
für den gehobenen Dienst der Steuerverwal- 
tung im großen und ganzen eine einem Abi- 
turienten entsprechende Persönlichkeit vor- 
aussetzt, dringend geboten ist. Es würde nicht 
möglich sein, die Bewerber mit nur mittlerer 
Reife in einer kürzeren Zeit so zu fördern, daß 
sie bei Beginn des eigentlichen Vorbereitungs- 
dienstes nicht fühlbar hinter den vom Prakti- 
kum befreiten Anwärtern Zurückbleiben. 
Ohne eine solche wirksame Förderung aber 
könnten die Bewerber mit nur mittlerer Reife 
das Ausbildungsziel voraussichtlich nicht oder 
nur bei geringeren Anforderungen erreichen. 
Das aber ist nicht vertretbar, da zu befürchten 
ist, daß sich im Laufe der Zeit ein Absinken 
des Leistungsstandes der Steuerverwaltung 
und des Steueraufkommens bemerkbar 
machen würde. 

b) Dem Vorschlag des Bundesrates, im Hinblick 
auf § 18 Nr. 1 BBG und § 13 Nr. 2 BRRG auch 
die Bewerber mit einem dem erfolgreichen Be- 
such einer Mittelschule entsprechenden Bil- 
dungsstand in § 4 Abs. 3 zu erwähnen, 
wird zugestimmt. 

5. Zu 4. (§ 6) 

Den Änderungsvorschlägen [a) bis d)] des Bun- 
desrates, die in der Hauptsache der Klarstellung 
dienen oder den Gesetzestext an die vorherge- 
henden Änderungen anpassen sollen, 
wird zugestimmt. 

6 . Zu 5. (§ 8) 

Dem Vorschlag des Bundesrates, den Wortlaut 
des § 8 Ziff. 4 neu zu fassen, um den vorherge- 
henden Änderungen (zu § 4 Abs. 2 — Zwischen- 
prüfung) Rechnung zu tragen und klarzustellen, 
daß das Praktikum mit der „Feststellung der Eig- 
nung der Praktikanten zur Übernahme in den 
Vorbereitungsdienst" abschließt, 
wird zugestimmt. 


15 



